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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Die EU will die effiziente Besteuerung von Zinserträgen sicherstellen und beabsichtigt,
zu diesem Zweck einen automatischen Informationsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten einzuführen. Um Umgehungen des künftigen EU-Rechts zu vermeiden,
ist sie daran interessiert, dass Drittstaaten gleichwertige Massnahmen anwenden. Diese
Massnahmen bilden Gegenstand der zweiten Runde bilateraler Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU. Mit der Verrechnungssteuer kennt die Schweiz ein System der
Quellenbesteuerung, das zusammen mit einer moderaten Einkommenssteuer eine
effektive Besteuerung von Zinserträgen sicherstellt. In den Vorgesprächen widersetzte
sich der Bundesrat, sekundiert von der Schweizerischen Bankiervereinigung, wegen des
Bankgeheimnisses vehement einem automatischen Meldeverfahren, wie es die EU
vorsah. Stattdessen schlug er eine Zahlstellensteuer auf ausländischen Zinserträgen vor
und forderte, dass die EU-Lösung auch für die abhängigen und assoziierten Gebiete der
EU-Mitgliedstaaten, insbesondere für die britischen Kanalinseln, gelte. (Siehe auch
hier) 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Anfang Juni stimmte der EU-Ministerrat dem Staatsvertragsentwurf zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Zinsbesteuerung zu. Das Abkommen basiert auf
dem Grundsatz, dass die Schweiz zugunsten der EU-Staaten einen Steuerrückbehalt von
bis zu 35% erhebt (zunächst 15%, dann 20% und ab 2011 35%) und zu drei Vierteln an
die EU-Staaten zurückführt. Damit stellt die Schweiz einerseits sicher, dass die EU-
Richtlinie über die Zinsbesteuerung nicht über die Schweiz umgangen werden kann,
d.h. dass Zinserträge von EU-Bürgern in der Schweiz effizient besteuert werden.
Andererseits bleiben die Schweizer Rechtsordnung und das Bankgeheimnis gewahrt.
Zwischen der Schweiz und den Mitgliedstaaten der EU wird mit der Anwendung des
Abkommens die Quellensteuer auf Zahlungen von Dividenden, Zinsen und
Lizenzgebühren unter verbundenen Unternehmen abgeschafft und zwar unter
Bedingungen, die grundsätzlich auch EU-intern gelten. Die Schweiz erklärte sich zum
Vertragsabschluss bereit, sobald auch in den anderen Dossiers der Bilateralen II die
noch bestehenden Probleme ausgeräumt sind. (Siehe auch hier und hier) 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.06.2003
MAGDALENA BERNATH

1) NZZ, 30.3.01; BZ, 15.12.01. 
2) Presse vom 4.6.03.
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